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Gerhard Hess:
Verkehrspolitik voller Widersprüche
(bbiv) München. Wenn der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft, Verkehr und Technologie im Bayerischen Landtag, Adolf Dinglreiter, MdL, attestiert, daß „die Verkehrsentwicklung in den vergangenen 40 Jahren um rund 900 Prozent zugenommen hat – die überregionale Verkehrsinfrastruktur dagegen nur um 50 Prozent gewachsen ist“, so ist diesem Aufruf voll und ganz zuzustimmen. Denn der Nachholbedarf, speziell für das bayerische Auto- und Eisenbahnnetz ist spektakulär.

Leider werden aus dieser dramatischen Entwicklung immer noch keine politischen Konsequenzen gezogen, so der Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes, Gerhard Hess, in einer ersten Reaktion.

Hess kritisiert: „Es gibt keinen von der Bundesregierung gestalteten Bereich, der so voller Widersprüche ist wie der Verkehrsbereich.

Trotz steigender Einnahmen (aktuell: 84 Milliarden DM verkehrsbedingte Steuern und Gebühren) wird immer weniger in Verkehrsinvestitionen gesteckt.

Trotz zunehmender Staatsetats schmelzen durch gegenwarts- und konsumorientierte Haushaltsgestaltung und falsch angesetzte Sparpolitik die investiven Titel immer mehr zu marginalen Restgrößen zusammen. Die bittere Konsequenz für Bürger und Wirtschaft: Vordringliche Zukunftsinvestitionen, die ja Grundlagen für Wachstum und Beschäftigung unserer Nachfolgegeneration sind, werden in grob fahrlässiger Weise verschleppt und verschoben.

Trotz politischem Grundbekenntnis der Verkehrsumlagerung von der Straße auf die Schiene werden verkehrspolitisch wichtige ICE-Teilstücke wie beispielsweise die Strecke Nürnberg-Erfurt von heute auf morgen gekippt. Und dies trotz Zusicherung in der Koalitionsvereinbarung, daß es bei im Bau befindlichen Maßnahmen keine Bauunterbrechung geben darf.

Hess appelliert deshalb eindringlich: „Es muß doch den politischen Entscheidern unseres Landes klar sein, daß eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur für die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes von zentraler Bedeutung ist. Wenn es erklärtes Ziel der Bundesregierung ist, keine Bauruinen zu schaffen, so müssen schnellstens alle politischen Möglichkeiten zur Priorisierung der nationalen Verkehrsinfrastruktur ausgeschöpft werden. Wer dem Nachhaltigkeitsprinzip und der Zukunft unseres Landes verpflichtet sein will, muß im Bundeshaushalt dafür sorgen, daß die Investitionsanteile wieder ihre wachsende Bedeutung erhalten und nicht unter der Expansion der laufenden Konsumausgaben zu Restgrößen verkümmern.“
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